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Mündlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache 1901 — 

und über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Grund- 
gesetzes 

— Drucksache 1748 — 


Berichterstatterin: 

Abgeordnete Frau Dr. Schwarzhaupt 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1901 — in der anliegen- 
den Fassung anzunehmen, 

2. den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes — Drucksache 
1748 — als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt 
abzulehnen, 

3. den unerledigten Teil des Schriftlichen Berichts des Rechts- 
ausschusses — Drucksache 2426 — an den Rechtsausschuß 
zurückzuverweisen. 


Bonn, den 25. Januar 1961 


Der Rechtsausschuß 

Hoogen Frau Dr. Schwarzhaupt 

Vorsitzender Berichterstatterin 


angenommen in der 140. Plenarsitzung am 25. Januar 1961 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Zwölften Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel 1 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

1. Artikel 96 Abs. 3 wird gestrichen. 

2. Artikel 96a erhält folgende Fassung: 

„Artikel 96 a 

(1) Der Bund kann für Angelegenheiten des 
gewerblichen Rechtsschutzes ein Bundesgericht 
errichten. 

(2) Der Bund kann Wehrstrafgerichte für die 
Streitkräfte als Bundesgerichte errichten. Sie 
können die Strafgerichtsbarkeit nur im Verteidi- 
jgungsfalle sowie über Angehörige der Streit- 
kräfte ausüben, die in das Ausland entsandt 
oder an Bord von Kriegsschiffen eingeschifft 
sind. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. Diese 
Gerichte gehören zum Geschäftsbereich des Bun- 
desministers der Justiz. Ihre hauptamtlichen 
Richter müssen die Befähigung zum Richteramt 
haben. 

(2) Oberes Bundesgericht für die in Absatz 1 
und 2 genannten Gerichte ist der Bundesgerichts- 
hof. 

(4) Der Bund kann für Dienststrafverfahren 
gegen Bundesbeamte und Bundesrichter Bundes- 
dienststrafgerichte sowie für Dienststrafverfah- 
ren gegen Soldaten und für Verfahren über Be- 
schwerden von Soldaten Bundesdienstgerichte 
errichten." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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